
BEGLAUBIGTE ABSCHRIFT 

Au 5 S 25.36866 
 

 

  

 

Bayerisches Verwaltungsgericht Augsburg 
 
In der Verwaltungsstreitsache 
 
Aeda Kheder, geb. 10.02.2003 
Schnuckenweg 7 a, 38536 Meinersen 
 - Antragstellerin - 
bevollmächtigt: 
Rechtsanwälte Migrationskanzlei 
Papendiek 24-26, 37073 Göttingen 
 

gegen 
 
Bundesrepublik Deutschland 
vertreten durch Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
Außenstelle Augsburg, 
August-Wessels-Str. 27, 86156 Augsburg, 
10555010-438 
 - Antragsgegnerin - 
 

wegen 
 
Abschiebungsschutz 
hier: Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO 
 
erlässt das Bayerische Verwaltungsgericht Augsburg, 5. Kammer, 
durch den Richter am Verwaltungsgericht Dr. Endres als Einzelrichter 
 
ohne mündliche Verhandlung 
 

am 26. Januar 2026 
 
folgenden 
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Beschluss: 
 

  I. Die aufschiebende Wirkung der Klage gegen die Abschie-
bungsandrohung in Nr. 3 des Bescheides des Bundesamtes 
für Migration und Flüchtlinge (Bundesamt) vom 22. Oktober 
2025, Gz. 10555010-438, wird angeordnet. 

 
 II. Die Antragsgegnerin hat die Kosten des gerichtskostenfreien 

Verfahrens zu tragen. 
 
 
 

Gründe: 
 
 

I. 
 

Die Antragstellerin ist eine irakische Staatsangehörige kurdischer Volks- und yezidi-

scher Religionszugehörigkeit. 

 

Sie reiste am 1. Februar 2024 in die Bundesrepublik Deutschland ein. 

 

Die Antragstellerin stellte am 22. November 2024 einen Asylantrag. 

 

Die Antragstellerin hat bereits in Griechenland einen Asylantrag gestellt. Im Rahmen 

des Asylverfahrens wurde der Antragstellerin von den griechischen Behörden der in-

ternationale Schutzstatus zuerkannt. 

 

Mit Bescheid vom 22. Oktober 2025, Gz. 10555010-438, lehnte das Bundesamt den 

Asylantrag der Antragstellerin als unzulässig ab (Nr. 1 des Bescheides) und stellte fest, 

dass Abschiebungsverbote nach § 60 Abs. 5 und Abs. 7 Satz 1 AufenthG nicht vorlie-

gen (Nr. 2 des Bescheides). Die Antragstellerin wurde aufgefordert, die Bundesrepub-

lik Deutschland innerhalb einer Woche nach Bekanntgabe dieser Entscheidung zu ver-

lassen. Für den Fall der nicht fristgerechten Ausreise wurde der Antragstellerin die 

Abschiebung nach Griechenland oder in einen anderen zu ihrer Übernahme bereiten 

oder  verpflichteten  Staat  angedroht.  Es  wurde  festgestellt,  dass  die  Antragstellerin 

nicht  in  den  Irak  abgeschoben  werden  darf.  Die  Vollziehung  der  Abschiebungs-
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androhung und der Lauf der Ausreisefrist wurden bis zum Ablauf der einwöchigen Kla-

gefrist und, im Falle einer fristgerechten Stellung eines Antrages auf Anordnung der 

aufschiebenden Wirkung der Klage, bis zur Bekanntgabe der Ablehnung des Eilantra-

ges durch das Verwaltungsgericht ausgesetzt (Nr. 3 des Bescheides). Es wurde ein 

Einreise- und Aufenthaltsverbot angeordnet und auf 30 Monate ab dem Tag der Ab-

schiebung befristet (Nr. 4 des Bescheides). 

Auf die Begründung des Bescheides wird Bezug genommen. 

 

Der Bescheid wurde der Antragstellerin am 24. Oktober 2025 zugestellt. 

 

Mit Schreiben vom 30. Oktober 2025, eingegangen bei Gericht am selben Tag, hat die 

Antragstellerin unter dem Az. Au 5 K 25.36865 Klage erhoben und beantragt, 

 

den Bescheid des Bundesamtes vom 22. Oktober 2025 
aufzuheben, hilfsweise, die Antragsgegnerin zu ver-
pflichten  festzustellen,  dass  Abschiebungsverbote  ge-
mäß § 60 Abs. 5 und Abs. 7 Satz 1 AufenthG in Bezug 
auf Griechenland vorliegen. 

 

Darüber hinaus hat die Antragstellerin mit dem Schreiben vom 30. Oktober 2025 be-

antragt, 

 

die  aufschiebende  Wirkung  der  Klage  gegen  die  Ab-
schiebungsandrohung in Nr. 3 des Bescheides des Bun-
desamtes vom 22. Oktober 2025 anzuordnen. 

 

Die Antragsgegnerin hat mit Schreiben vom 3. November 2025 beantragt, 

 

die Klage abzuweisen und den Antrag abzulehnen. 

 

Die Antragstellerin hat mit Schreiben vom 4. November 2025 eine Geburtsurkunde 

vorgelegt, nach der sie am 2. Mai 2025 Mutter einer in Deutschland geborenen Tochter 

geworden  ist.  Darüber  hinaus  hat  die  Antragstellerin  eine  Aufenthaltserlaubnis  für 

Herrn Marsil Said Seleman , wohnhaft Schnuckenweg 7 a, 38536 Meinersen vorgelegt. 
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Des Weiteren hat die Antragstellerin mit dem Schreiben vom 4. November 2025 eine 

vom Stadtjugendamt der Stadt Augsburg beglaubigte Abschrift einer nicht unterschrie-

benen  Urkunde  über  die  Anerkennung  der  Vaterschaft  mit  Zustimmung  der  Mutter 

nach § 1595 BGB des Herrn Marsil Said Seleman sowie eine beglaubigte Abschrift 

einer nicht unterschriebenen Erklärung zur gemeinsamen Sorgerechtsausübung vor-

gelegt. Mit Schreiben vom 11. Dezember 2025 hat die Antragsgegnerin dem Gericht 

mitgeteilt, dass nach erfolgter Umverteilung die neue Wohnadresse der Antragstellerin 

Schnuckenweg 7 a, 38536 Meinersen, sei. 

 

Ergänzend wird auf die vorgelegte Akte und die Gerichtsakte Bezug genommen. 

 

 

II. 
 

1. Der Antrag ist zulässig. 

 

1.1 Der Antrag ist statthaft. Die Klage der Antragstellerin gegen den streitgegen-

ständlichen  Bescheid  hat  nach  § 75  Abs. 1  AsylG  keine  aufschiebende  Wir-

kung. 

 

1.2 Die Klagefrist bzw. Antragsfrist des § 36 Abs. 3 Satz 1 AsylG ist gewahrt. 

 

2. Der Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO ist begründet. 

 

Bei der im Rahmen des Aussetzungsverfahrens nach § 80 Abs. 5 VwGO vor-

zunehmenden  Interessenabwägung  zwischen  dem  öffentlichen  Vollzugsinte-

resse und dem privaten Interesse der Antragstellerin an der Anordnung der auf-

schiebenden Wirkung ihrer Klage überwiegt vorliegend das Interesse der An-

tragstellerin das öffentliche Interesse an der sofortigen Vollziehung der aufent-

haltsbeenden  Entscheidung,  weil  jedenfalls  zum  Zeitpunkt  der  Entscheidung 

des Gerichts im Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes ernstliche Zweifel 

an deren Rechtmäßigkeit bestehen, § 36 Abs. 4 Satz 1 AsylG. Zum hier maß-

geblichen Zeitpunkt der Sach- und Rechtslage der Entscheidung des Gerichts 
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im Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes wird die in der Hauptsache er-

hobene Klage aufgrund der Tatsache, dass sie Mutter einer am 2. Mai 2025 in 

Deutschland geborenen Tochter geworden ist, voraussichtlich Erfolg haben. 

 

Zwar ist auf der Grundlage der aktuellen Erkenntnismittel nicht davon auszuge-

hen, dass anerkannten Schutzberechtigten, die nicht einem vulnerablen Perso-

nenkreis angehören, im Falle ihrer Rückkehr nach Griechenland dort mit be-

achtlicher  Wahrscheinlichkeit  eine  extreme  materielle  Notlage  i.S.d.  Art. 4 

GRCh bzw. Art. 3 EMRK droht. Für diese Einschätzung der derzeitigen Situa-

tion  in  Griechenland  für  anerkannte  Schutzberechtigte  wird  auf  die  aktuelle 

Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts und des Bayerischen Verwal-

tungsgerichtshofs verwiesen (vgl. BVerwG, U.v. 16.4.2025 – 1 C 18.24  –  iuris 

Rn. 35 ff.). Vorliegend ist aber aufgrund der Tatsache, dass die Antragstellerin 

Mutter eines am 2. Mai 2025 geborenen Kleinkindes ist, von einer besonderen 

Vulnerabilität der Antragstellerin auszugehen. Es kann nicht davon ausgegan-

gen werden, dass die Antragstellerin bei einer alleinigen Rückkehr nach Grie-

chenland als Mutter eines Kleinkindes und ohne weitere Angehörige in Grie-

chenland in der Lage sein wird, sich um ihr Existenzminimum und das ihres 

Kindes selbst zu bemühen bzw. dieses sicherzustellen. 

 

Ob darüber hinaus durchgreifende familiäre Belange i.S.d. Art. 5 Halbs. 1a oder 

b der Richtlinie 2008/115/EG i.V.m. Art. 7, Art. 24 GRCh und Art. 6 GG, Art. 8 

EMRK einer Abschiebung nach Griechenland entgegenstehen, kann im Verfah-

ren des einstweiligen Rechtsschutzes dahingestellt bleiben. 

 

3. Danach war dem Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Klage 

stattzugeben. 

          Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO. 

          Das Verfahren ist nach § 83b AsylG gerichtskostenfrei. 
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Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 80 AsylG). 

 

 

Dr. Endres 
 
 
 

Für die Richtigkeit und Vollständigkeit der Abschrift 
Augsburg, 26. Januar 2026 

Kleindienst 
als stellv. Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 

 

 
 


